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Vollstreckung effektiv

Kurz informiert

	▶ Ordnungsgeld/Unterlassung
Wer „löschen“ muss, muss gründlich sein …

| Häufig berichten unsere Leser, dass sie Ordnungsgelder gegen Schuld-
ner beantragen, wenn diese diffamierende Internetinhalte nicht löschen. 
Das OLG Celle hat noch einmal die insofern weitreichenden Pflichten der 
Schuldner betont (19.8.22, 5 W 25/22, Abruf-Nr. 231584). Diese müssen auch 
an Verlinkungen und Cachespeicher von Suchmaschinen denken. Sie kön-
nen nicht damit argumentieren, dass sie den Überblick verloren haben. |
 
Der Schuldner hatte auf einer Internetplattform einen Artikel veröffentlicht 
(„Ist Frau K. S. eine Kinderrechteschänderin?“) und verlinkte in einer Online-
Gruppe auch zu seinem Artikel. Das LG Stade verpflichtete ihn, es zu unter-
lassen, sich über die Gläubigerin identifizierend zu äußern oder zu verbreiten 
oder verbreiten zu lassen, diese wäre eine Kinderrechteschänderin. Obwohl 
ihm der Beschluss schon am 4.4.22 zuging, waren Links zu dem Artikel danach 
noch abrufbar. Den Artikel selbst hatte er allerdings schon gelöscht. Die 
Gläubigerin legte dem Gericht Screenshots vor, sodass dieses wegen Zuwi-
derhandlung gegen seine Unterlassungsverpflichtung ein Ordnungsgeld von 
1.000 EUR, ersatzweise Ordnungshaft, gegen den Schuldner verhängte. 
 
Schuldner müssen in solchen Fällen den „fortdauernden Störungszustand“ 
beseitigen. Bezogen auf Aussagen im Internet heißt das, dass mittels geeig-
neter Maßnahmen sicherzustellen ist, dass die Inhalte nicht mehr im Netz 
abrufbar sind, und zwar weder über die Webseite direkt noch über eine Inter-
netsuchmaschine. Es besteht die Pflicht, auf gängige Suchmaschinen – vor 
allem Google – einzuwirken, damit der gelöschte Beitrag nicht weiter über 
Suchmaschinen infolge einer Speicherung in deren Cachespeicher erreich-
bar ist (OLG Celle 21.8.17, 13 W 45/17). Der Schuldner hätte also in den besuch-
ten Gruppen aktiv nach seinen auch älteren, weiter zurückliegenden Beiträ-
gen forschen und sie löschen lassen müssen.

(mitgeteilt von Christian Noe B. A., Göttingen)
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Abruf-nr. 231584

Schuldner muss bis 
in den letzten 
„internetwinkel“ 
löschen

Aufgepasst! Schuldner muss Suchmaschinen berücksichtigen

Grafik: IWW Institut

Gläubiger hat Titel erstritten: Schuldner muss Internetinhalte löschen / Verbreitung verhindern

OLG Celle (21.8.17, 13 W 45/17): Titulierte Unterlassungs-
verpflichtung erschöpft sich nicht in „bloßem Nichtstun“. 

Schuldner: Wenn nötig, Handlungen vorantreiben, damit 
der Störungszustand beseitigt wird.

 � Inhalte auf eigener Website entfernen

 � Kein Abruf im Internet bzw. Finden in 
Suchmaschinen mehr

Formulierung in Titel: „gängige Suchmaschine“ 
=> Gefahr der Unbestimmtheit?                                                                                                                       
Google hat Nutzeranteil von rund 82 Prozent
Trotzdem: Alternative Suchmaschinen im Titel nennen, 
die der Schuldner berücksichtigen muss.

Wird nur eine kleine Zahl von Suchmaschinen benannt, kann der Schuldner nicht argumentieren, dass der Aufwand zu hoch ist.
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Praxiswissen auf den Punkt gebracht.

Ob Rechtsanwalt oder Fachangestellte: Als Praktiker in 
der Zwangsvollstreckung müssen Sie für Gläubiger das 
Optimum herausholen. Das Webinar liefert Ihnen unter 
den Rahmenbedingungen des beA das Rüstzeug dazu. 
Unsere Experten Ilona Cosack und Dieter Schüll zeigen 
Ihnen, wie Sie die Tücken des beA umgehen und Ihre 
Anträge und Verfahrenshandlungen fehlerfrei und zügig 
zum Erfolg bringen.

Themen u. a.

•  Auswirkungen bei der Auswahl von Sonderformen im 
gerichtlichen Mahnverfahren im Hinblick auf vorzeitige 
Einleitung der Zwangsvollstreckung

• beA und europäischer Zahlungsbefehl?

•  Das arbeitsgerichtliche Mahnverfahren – Anwendung 
in der Vollstreckungspraxis – Übermittlung auch durch 
beA verpflichtend?

•  Auftragserteilungen an den Gerichtsvollzieher – auch 
außerhalb der Mobiliarvollstreckung!

IWW-Webinar

beA und Zwangs vollstreckung
beA im Wechselspiel zwischen gerichtlichen Mahnverfahren und 
Zwangsvollstreckung – besondere Herausforderungen meistern!

Referenten
Ilona Cosack Autorin von 
Fachbüchern und Fachbeiträgen 
(u. a. für AK), Dozentin, Modera-
torin, Mitglied Deutscher EDV-
Gerichtstag e. V. 

Dieter Schüll Fachbereichsleitung 
nationaler und internationaler 
Forderungseinzug – Zwangs-
versteigerung – Zwangsverwal-
tung bei den Rechtsanwälten 
Kreutzer & Kreuzau, Düsseldorf, 
erfahrener Referent zum Thema 
„Zwangsvollstreckung“ 

Teilnehmerkreis
Rechtsanwälte, Rechtsanwalts- 
und Notarfachangestellte 

Termin
28.11.2022 | 13:00 ― 16:00 Uhr

Teilnahmegebühr
149,00 € zzgl. USt.

Buchungs-Nr. 1165

Anmeldung und aus-
führliches Programm 
unter iww.de/s7043

„Das Webinar ist Ihr Kompass 

durch die unübersichtliche Welt 

des beA“

„Das Webinar ist Ihr Kompass 

durch die unübersichtliche Welt 

Dieter Schüll und Ilona Cosack


